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 öffentlich 
 
 

 

Beschlussvorlage 
 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
Behandlung von Bauanträgen und Bauvoranfragen; 
Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung für die Errichtung eines Antennenträgers (Stahlgitter-
mast mit Aussichtsplattform) auf dem Grundstück Gemarkung Marienheide, Flur 42, Flurstück 159, 
in Marienheide, Unnenberger Str. 100 (Unnenberger Kopf) 
 
 
 
Beratungsfolge: Abstimmungsergebnis Sitzungs- 
 einst. Enth. Gegen. termin 
Bau- und Planungsausschuss                             24.08.2000 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  Nein   
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Das mit einer Schankwirtschaft und einem 20 m hohem Aussichtsturm bebaute Grundstück 
Nr. 159 liegt im Außenbereich. 
Der Aussichtsturm (Stahlgittermast) soll abgerissen und ordnungsgemäß entsorgt werden. Im Aus-
tausch soll der geplante Antennenträger mit Aussichtsplattform sowie einer Technikkabine errichtet 
werden. Zur Aufnahme der Mobilfunkantennen wird ein vierstieliger Stahlgittermast mit einer Aus-
sichtsplattform und darüber befindlichem Zentralmast aufgestellt, die Gesamthöhe beträgt 45,0 m. 
In unmittelbarer Nähe wird die Technikkabine zur Unterbringung der Funk- und Stromversorgung 
der E-Plus Mobilfunk GmbH aufgestellt. Der umbaute Raum beträgt maximal 10 m³. 
Anlagen für den Mobilfunk sind gem. § 35 Abs. 1 Ziff. 3 BauGB privilegiert, da sie dem Fernmel-
dewesen dienen. Bei Sendemasten ist zu berücksichtigen, dass – insoweit anders als bei Wind-
kraftanlagen -, ein Interesse an der Errichtung von Sendemasten für den Mobilfunk bei denjenigen 
besteht, denen der Bundesminister für Post und Telekommunikation die erforderliche Befugnis 
gem. § 2 des Fernmeldeanlagengesetzes verliehen hat. 
Die Fa. E-Plus Mobilfunk GmbH hat eine solche Lizenz und den Auftrag erhalten, in Deutschland 
ein flächendeckendes Mobilfunknetz aufzubauen und zu betreiben. 
Aufgrund der Sach- und Rechtslage wird empfohlen, das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 
BauGB zu erteilen. 
 
 
 
Anlagen 
 
 



 
Beschlussvorschlag: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB wird erteilt 
 
 
In Vertretung 
 
 
Hans-Dieter Hütt 
 

Marienheide, 10. Juli 2000

 


